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Ich wiederhole meine sofortige Beschwerde gegen die AGH-Beschlüsse vom 17.6.2005, zugegangen am 2.8.2005, rüge zunächst die Verletzung formellen und materiellen Rechtes, ihre Irrationalität, Rechts-, Gesetz-, Verfassungs- und Menschenrechtswidrigkeit und beantrage ihre Aufhebung. Der beanstandete Zulassungswiderruf durch die Antragsgegnerin RAK Köln ist ebenfalls irrational, rechts- gesetz-, verfassungs- und menschenrechtswidrig. Die RAK Köln ist eine menschenrechts-widrige, arg. Art. 20(2) AEMR, Zwangsvereinigung unter der Aufsicht eines nicht volkslegitimierten, gewaltentrennungswidrig vom Gesetzgeber kettenbestellten Justizministers, die über mich keine rechtmäßige Staatsgewalt ausüben kann, weil sie nicht vom Volke ausgeht, arg. Art. 20(2)1 GG. 
Als nicht volkslegitimierte Staatsgewaltausüberin mußte die Antragsgegnerin, ebenso der sie stützende AGH, sich an strengste Rationalität als Legitimationssurrogat halten, arg. BVerfGE 25, 352, 359:

„Das irrationale Element muß entfallen, das in einer modernen, demokratischen Gesellschaft keinen Platz haben kann“

und BVerfGE 34, 269, 287:

„Die Entscheidung des Richters muß auf rationaler Argumentation beruhen.“

Die Ermessensentscheidung der Antragsgegnerin, ein Gutachten über meine geistige Gesundheit zu fordern, ist irrational. Als Nichtmedizinern fehlt den RAK-Vorstandsmitgliedern die Fachkunde, ernstzunehmende Zweifel an meiner Gesundheit in die Welt zu setzen. Die benutzten Ermächtigungs-grundlagen sind irrational ausgeübt worden. Die Erforderlichkeit eines Gutachtens nach § 8a(1)1 BRAO über meinen Gesundheitszustand war nie gegeben. Die gegenteilige Annahme durch die RAK Köln ist von Willkür nicht zu unterscheiden, ist also Willkür. Die RAK Köln ist nicht berechtigt, meine Tätigkeit als Anwalt als „krankhafte Sucht zum Querulieren“ und „zwanghafte Verteidigung“ „unorthodoxer, zur geltenden Rechtsordnung in Widerspruch stehender Standpunkte“ zu diffamieren, da sie von Beginn des Verfahrens an unfähig war, meinen rational aus dem GG abgeleiteten Stand-punkt rational zu widerlegen, und weiterhin dazu unfähig ist. Die irrationale Staatsgewaltausübung ist aber immer unmittelbar verfassungswidrig, s.o.

Man stelle sich einen analogen Fall vor: Der Chef der Raumpflegerinnung fordert eine Putzfrau auf, sich auf Geisteskrankheit untersuchen zu lassen: “Elfriede, h. E. hast Du eine krankhafte Sucht zum Ventilieren, und das unnachsichtige Festhalten an Deinen unorthodoxen, zur geltenden Putzordnung in Widerspruch stehenden Standpunkten und Deine zwanghafte Verteidigung dieser Standpunkte hindern Dich daran, Deinen Beruf als Raumpflegerin ordnungsgemäß auszuüben, die Raumpflege ist gefährdet. Du mußt deshalb bis 11.11.2005 ein Gutachten von Prof. Dr. Armin Früher-Hirrntodt beibringen, daß Du noch geistig gesund bist, und es bezahlen, sonst entziehen wir Dir die Putzzulassung.“ 
Antwort: “Willi, wenn hier einer geisteskrank ist und die Raumpflege gefährdet, dann bist Du das! Woher weißt Du als Putzer, was krank- und zwanghaft ist? Ich kann soviel lüften wie ich will, Grundsatz der freien Pflegekultur! Wann hast Du zum letzten Mal einen Mop in der Hand gehabt? Oder hast Du einen Mobbingauftrag von den Polittypen, die Deinen Chefsessel sichern?“

Difficile est saturam non scribere, wie Juvenal 1,30, sagt (schwer ist es, keine Satire zu schreiben), aber leider fehlt in der pluralistischen Gesellschaft mit Meinungsvielfalt der Konsens darüber, was absurd ist, so daß das juristische Argumentationsmittel der reductio ad absurdum entwertet wird. Schlimmer noch, vielen Behörden und Körperschaften ist es gleichgültig, ob ihre Maßnahme absurd ist, Hauptsache, sie behalten weiter die Gunst ihres Herrn, der, wiederum leider, nicht das Volk ist. 
Der emotionale Unmut Elfriedes enthält mutatis mutandis alle Bestandteile der gehäuften Rechts-widrigkeit des RAK-Bescheides/AGH-Beschlusses:

1. Die Behauptung der Krankheit anderer durch Nichtärzte ist unbeachtlich.

2. Jeder bestimmt selber seine Gesundheit (= Zustand vollständigen … geistigen Wohlbefindens, vgl. WHO-Begriffsbestimmung).

3. Wer einem nach alleingültiger Selbstbestimmung Gesunden eine Geisteskrankheit nachsagt, ist selber krank oder straftatverdächtig.

4. Ob die Rechtspflege gefährdet ist, bestimmt jedenfalls nicht die RAK, auch nicht der AGH.

5. Der Anwalt übt seinen Beruf unreglementiert aus, Grundsatz der freien Advokatur.

6. RAK und AGH sind weder gesetzlich befugt noch fachlich befähigt, Zweifel an der geistigen Gesundheit irgendjemandes in die Welt zu setzen, arg. Apelles: „sutor, ne supra crepidam!“ (Schuster, kein Urteil oberhalb der Sohle!)

7. Die fehlende Volkslegitimation der RAK bei Ausübung vollziehender und des AGH bei rechtsprechender Staatsgewalt indiziert ihre rechtsfremde Instrumentalisierung für Interessen Dritter, arg. “Justiz im Würgegriff der Politik“, Deutscher Richterbund e.V. in Allgäuer Zeitung vom 31.1.2002.

Die von RAK und AGH benutzten BRAO-Paragraphen enthalten bei wortlautgetreuer Auslegung in der Tat keine Ermächtigung der RAK, die Untersuchung eines Anwalts zu verlangen, der nicht bereits krank ist. §§ 7 Nr. 7 und 14(2) Nr. 3 BRAO sind nur auf Personen anwendbar, die aus gesund-heitlichen Gründen bereits unfähig sind, den RA-Beruf ordnungsgemäß auszuüben. § 8a(1)1 BRAO regelt i.V.m. § 7 Nr. 7 BRAO auch nur den Fall, daß der Anwalt bereits aus Gesundheitsgründen unfähig ist und zur Entscheidung über Versagung/Widerruf ein Gutachten vorzulegen ist, wenn ein solches erforderlich sein sollte. 

Der von der RAK Köln hier vom Zaun gebrochene Fall betrifft aber einen Anwalt, der aus gesund-heitlichen Gründen fähig ist, den RA-Beruf ordnungsgemäß auszuüben. Keiner der Paragraphen: 7 Nr. 7, 8a(1)1, 14(2) Nr. 3 und 15 S. 1 BRAO rechtfertigt die hier vorliegende RAK-Verfügung, daß ein gesunder Anwalt ein Gutachten vorlegen muß. Da es sich um einen Grundrechtseingriff handelt, hätte es einer ausdrücklichen eindeutigen Regelung durch den Gesetzgeber selber bedurft, daß die RAK befugt sei, einem gesunden Anwalt eine Gutachtenvorlage aufzugeben. Es ist offensichtlich, daß der Gesetzgeber einen solchen Schwachsinn nicht regeln wollte und auch nicht geregelt hat. Es bleibt also dabei, daß die Meinung der Nichtärzte bei der RAK über meinen Geisteszustand völlig unbeachtlich ist und keine Rechtsfolgen auslöst.

Unabhängig davon führt der grobe Staatsaufbaufehler: keine Volkshoheit, keine Gewaltentrennung, „Justiz im Würgegriff der Politik“, nach BGH NJW 04, 2011, analog, zur Umkehr der objektiven Beweislast im Schadensfall, wenn, wie hier, der grobe Staatsaufbaufehler geeignet ist, einen Schaden der tatsächlich eingetretenen Art, also den Zulassungsentzug nach Gesetzesfehlauslegung, herbei-zuführen. Die RAK muß also beweisen, daß ich geisteskrank bin, denn es ist nicht nur möglich, sondern sogar naheliegend, daß in einer Gewalteneinheitstyrannis (Montesquieu) wie der real existie-renden, arg. keine Volkshoheit, keine Gewaltentrennung, „Justiz im Würgegriff der Politik“, die Staatsgewalt jedwedes Unrecht zu Machterhalt und –erweiterung (Max Weber) und erst recht natür-lich zur Bekämpfung und Beseitigung aller ihrer Feinde (= Verfassungspatrioten, Demokraten, Bürgerrechtler pp.) begeht, also selbstverständlich auch den Mißbrauch der Psychiatrie zur Aus-schaltung von whistle-blowers unter dem Vorwand des Staatsschutzes, wobei natürlich nur der GG-gemäße Staat schützenswert ist und sich selber schützen darf. 
Unabhängig davon ist die von RAK und AGH ausgeübte vollziehende/rechtsprechende Staatsgewalt verfassungswidrig und entzieht mir den gesetzlichen Beamten/Richter, weil es logisch unmöglich ist, einen GG-gemäßen Rechtsstaat ohne seine konstitutiven, arg. Art. 79(3) GG, Bedingungen: Volks-hoheit und Gewaltentrennung, Art. 20(2) GG, zu betreiben; deshalb beantrage ich Aussetzung des Verfahrens, bis volkslegitimierte Richter und menschenrechtskompatible Anwaltskammern zur Ver-fügung stehen.

Da für die deutsche Staatsgewalt bereits die Gesetze über die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 7.8.1952 (MRK), zum 3.9.1953 in Kraft getreten, laut Bekanntmachung vom 15.12.1953 (BGBl. 1954 II S. 14) gelten, und zwar neben dem Völkerrecht, darf gemäß Art. 6 EMRK die Rechtsprechung nur durch ein unparteiisches und nur auf Gesetz beruhendes Gericht erfolgen, das aber in einem Machtgebilde ohne Verwirklichung seiner eigenen GG-rechtsstaatskonstitutiven Bedingungen Volkshoheit und Gewaltentrennung z.Z. in D nicht auf dem Grundgesetz beruhen kann (logische Unmöglichkeit).  

Antragsgegnerin und AGH sind also mangels ärztlicher Fachkunde, die ihnen auch nicht durch Gesetz verliehen werden kann, nicht berechtigt, Ausdrücke wie krank- und zwanghaft, Sucht o.Ä. auf mich anzuwenden und zu verbreiten, vielmehr stellen derartige Äußerungen eine zum Schadensersatz verpflichtende Verletzung meines Persönlichkeitsrechts dar, so daß ich dem RAK–Vorstand und den AGH–Mitgliedern mir einen ins Ermessen des Gerichts gestellten Schadensersatzbetrag zu zahlen aufzugeben beantrage, da den Beschuldigten ihre inexistente ärztliche Fachkunde bekannt war, sie mich also vorsätzlich diffamierten.

Die von RAK und AGH vorgenommenen Wertungen: „Querulieren, unnachsichtig, unorthodoxe Standpunkte, Widerspruch zur geltenden Rechtsordnung“ sind einseitig, teils ambivalent, aber letztlich trivial und unbeachtlich. Der Anwalt hat bis zur rationalen Widerlegung seiner Standpunkte keinen Anlaß, sie zu wechseln. Daß ein Standpunkt „unorthodox“ (= falschgläubig) ist, kann höch-stens im Ideologie- oder Gottesstaat eine Sünde sein, nicht aber in einer offenen pluralistischen Gesellschaft ein Ausdruck von Geisteskrankheit. Aus welchem Rechtsgrund soll ein Anwalt wem gegenüber nachsichtig sein? Meine Auffassungen stehen nicht im Widerspruch zur geltenden Rechtsordnung, denn vergeblich versuchte die RAK Köln, meine Ansichten zu widerlegen, sondern sind folgerichtig aus Art. 20(2) GG, der nach Art. 79(3) GG gegenüber allen dort nicht erwähnten Artikeln des GG normenhierarchisch Vorrang hat, abgeleitet. Danach ist die vom GG und von mir vertretene und zu vertretende, arg. Anwaltseid, GG-gemäße Demokratie =

getrennte persönliche Mehrheitswahl aller Abgeordneten, Beamten und Richter auf allen Ebenen, Gemeinde, Land, Bund, Europa, und nur auf Zeit unmittelbar durchs Volk, das auch über alle Sachfragen, wenn es will, letztentscheidet wie in der Schweiz und den USA. 

Das bedeutet für die rechtsprechende Staatsgewalt Richterwahl auf Zeit durchs Volk. Diese Argu-mentation konnten RAK und AGH nicht rational widerlegen, nur irrational gehörversagend ignorie-ren, s. S. 3 unten des angefochtenen AGH–Beschlusses. Ich rüge also die Verletzung meines Grund-rechts auf rechtliches Gehör und den Entzug des gesetzlichen Richters. Es ist seitens RAK/AGH irrational, also verfassungswidrig, arg. BVerfG a.a.O., die Fakten GG-verfehlenden Staatsaufbaus (= keine Volkshoheit, keine Gewaltentrennung, Justiz im Würgegriff der Politik, richterliche Unab-hängigkeit = verlogene Angelegenheit), die unmittelbar offenkundig sind und vom Deutschen Richterbund und vom OVG- und VerfGH–Präsidenten Dr. Paulus van Husen selber anerkannt werden, s. Anlagen, vogelstraußartig zu leugnen. RAK und AGH bestätigen mit ihrer Wirklichkeits- und Rationalitätsverleugnung nur die Tatsache, daß in einem Machtgebilde, dem die GG-rechts-staatskonstitutiven Voraussetzungen:

Volkshoheit und Gewaltentrennung, arg. Art. 79(3) GG,

fehlen, GG-gemäße Verwaltung und Rechtsprechung unmöglich sind. Es ist unmittelbar wider-sprüchlich, vorzutäuschen, GG-gemäße vollziehende und rechtsprechende Staatsgewalt könne auch ohne die unabdingbaren GG-Rechtsstaatsvoraussetzungen: 

Volkshoheit und Gewaltentrennung

ausgeübt werden, so als ob Art. 79(3), 1 und 20 GG bloße epitheta ornantia des Verfassungstextes seien, die die Staatsgewalt nicht tangieren.

Es bleibt weiterhin unausgeräumt widersprüchlich seitens RAK und AGH, eine Gefährdung der Rechtspflege, § 14(2) Nr. 3 BRAO, in meiner Forderung nach Richterwahl auf Zeit durchs Volk zu sehen, also implizit die Verfassungsmäßigkeit dieses GG-Gebots zu verneinen.

Ich erhebe weiterhin erneut sofortige Beschwerde über die Zurückweisung meiner Befangenheits-ablehnung RA Bernhard Boeckers mit Beschluß 1 ZU 74/03 vom 17.6.2005, zugegangen am 2.8.2005, und die Verwerfung vom 17.6.2005, zugegangen am 2.8.2005, meiner sofortigen Be-schwerde gegen diese Zurückweisung. Diese sofortige Beschwerde ist als Gehörsrüge nach § 321 a ZPO zulässig, denn die Zurückweisung der Befangenheitsablehnung verletzt meinen Anspruch auf rechtliches Gehör in entscheidungserheblicher Weise. 

Ich rügte RA Boeckers gleichzeitige Mitgliedschaft bei der Antragsgegnerin und im AGH und beantragte, bereits vorsorglich, im Falle der Zurückweisung, aus Gründen der Waffengleichheit und Verfahrensfairneß, selber auch auf der AGH–Richterbank, sei es in Person, sei es durch einen Neben-intervenienten, vertreten zu sein. Dieses Vorbringen wurde bei der Zurückweisung meiner Befangen-heitsablehnung nicht gewürdigt. Es ist zwar vermutlich zutreffend, daß der Befangene B keine äußerlich erkennbare Funktion in der RAK Köln ausübt, dennoch muß ihn ja einer zum AGH–Richter gemacht haben, und das war jedenfalls nicht das Wahlvolk im OLG-Bezirk Köln, sondern der Justiz-minister auf Vorschlag der Antragsgegnerin. 

Damit ist der Befangene kein unabhängiger Richter, sondern ein von der Exekutive für Exekutiv-zwecke ausgewählter Exekutor exekutiver Vorstellungen, und zwar von derselben Exekutive, von der die Antragsgegnerin ihre exekutive Staatsgewalt ableitet, und zusätzlich noch von der Antrags-gegnerin selbst ausgewählt. Von Gewaltentrennung als Voraussetzung jeder Rechtserkenntnisfähig-keit kann bei RA Boecker keine Rede sein, noch weniger als bei den anderen AGH-Mitgliedern. Seine Befangenheit ergibt sich unmittelbar aus seinem Mangel an Unabhängigkeit von Antrags-gegnerin und Exekutive. Bei den anderen AGH-Mitgliedern liegt zwar auch die institutionelle Be-fangenheit auf Grund fehlender Gewaltentrennung vor, aber jedenfalls sind sie nicht von der Antrags-gegnerin auf die Richtervorschlagsliste gesetzt worden, also wenigstens von ihr nicht erkennbar unmittelbar abhängig. Daß der befangene RA Boecker angeblich dienstlich äußerte, er fühle sich nicht befangen, ist eine unerhebliche Leeraussage, denn wenn er sich befangen fühlte, müßte er ja seinen Selbstablehnungsgrund anzeigen.

Der AGH-Entscheid ist auch schon deshalb fehlerhaft, weil durch Versagung der Akteneinsicht keine Terminsvorbereitung ermöglicht wurde. Auch geht deshalb die AGH-Vorstellung ins Leere – ungeachtet der Aufklärungsrüge - es sei nicht hinreichend detailliert vorgetragen oder durch Unter-lagen bezüglich ärztlicher Atteste nachgewiesen, daß ich nicht geisteskrank sei. Analog zur Un-schuldsvermutung gilt die Gesundheitsvermutung, d.h. RAK/AGH müssen auf ihre Kosten nach-weisen, daß ich durch Krankheit an der Berufsausübung verhindert bin.  
Sachliche Gründe, aus denen sich ergibt, daß durch Fortbestand der Zulassung irgendwelche schützenswerten öffentlichen Interessen oder Interessen der Rechtspflege beeinträchtigt sind, er-scheinen nicht ersichtlich und sind auch nicht argumentativ vorgebracht worden. Rechts- bzw. Form-mißbrauch erscheint es, wenn RAK/AGH sich rein formal darauf berufen, ein gefordertes Gutachten eines bestimmten Sachverständigen, der nicht mitwirkt, liege nicht vor, denn die Voraussetzungen für die Forderung eines solchen Gutachtens bestanden nie, und zur Abwehr dieser unberechtigten Forderung wurde mir durchgehend rechtliches Gehör versagt, bis hin zum Verstoß gegen § 29a FGG, s. meine Anträge v. 17.4.2005 und 7.8.2005 zu BGH AnwZ (B) 53/03 und 79/03. 
Mehrere Gutachten über die Anerkennung meiner Geschäfts- und Prozeßfähigkeit und geistigen Gesundheit liegen vor, der von der RAK bestimmte Gutachter dagegen hüllt sich trotz meiner Anfrage in Schweigen. Meine Sach- und Fachkunde als Anwalt ist uneingeschränkt auch durch laufende PKH-Beiordnungen und Bestellungen zum Pflichtverteidiger offenkundig, aber auch durch Verlängerung des Anwaltsausweises und Zulassung als OLG-Anwalt seitens der RAK Köln. Es besteht damit absolut kein sachlicher Grund, mir die Zulassung von unzuständigen, befangenen Verwaltungshelfern und Richtern entziehen zu lassen.
Nach den eigenen Ausführungen ist der AGH der Aufklärung, § 33 FGG u.a., nicht nachgekommen und hat auch keine Auflagen erteilt, die angeblich nicht detailliert genug abgefaßten Unterlagen näher zu konkretisieren. Es ist auch nicht darauf eingegangen worden, daß der von RAK und AGH be-stimmte Gutachter auf mein Anschreiben nicht geantwortet hat.

Zur Recherchepflicht hat der BGH im Urteil vom 2.4.1998 zu IX ZR 107/97 AnwBlatt 7/98, S. 410, ausgeführt: 
Bei lückenhaften Informationen besteht die Pflicht zur Aufklärung. Dazu gehört die Pflicht zur zu-sätzlichen Informationsrecherche, zum Befragen der Partei oder Zeugen und zur Einsichtnahme in be-kanntgewordene Vorprozesse oder sonstige Urkunden, denn es ist Aufgabe und grundlegende Pflicht, den Sachverhalt möglichst genau zu klären vor abschließender Beurteilung, vgl. auch BGH Urteil v. 15.1.1985 zu VI ZR 65/83, NJW 1985, 1154f.; Urteil vom 10.2.1994 zu IX 109/93, NJW 1994, 1472, 1474; Urteil v. 21.4.1994 zu IX 150/93, NJW 1994, 2293; BGH-Urteil v. 4.6.1996 zu IX ZR 51/95, NJW 1996, 2648, 2694; NJW Aktuell BAG-Urteil vom 11.12.1996 zu 5 AZR 708/95; BGH-Urteil v. 22.4.1997 zu VI ZR 198/96; BGH-Urteil v. 4.2.1985 zu II ZR 142/84, WM 1985, 738 (OLG Oldenburg); BGH-Urteil v. 1.10.1996 zu VI ZR, NJW 1997, 796; BGH-Urteil v. 19.11.1996 zu VI ZR 350/95, NJW 1997, 798; BGH-Urteil vom 3.12.1996 zu VI ZR 309/95, NJW 1997, 802; BGH NJW 1996, 2425; BGH NJW 95, 474; BGH-Urteil vom 22.4.1997 zu VI ZR 1996, 96;
Auch die Verfahrenfairneß ist verletzt. Mit Gesetzeskraft ist zu BVerfGE 74,358 = MDR 1987, Heft 10, S. 815 = NJW 1987, Heft 39, S. 2427 = NStZ 1987, Heft 9, S.421, bestimmt:
Die Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips - wie auch das Recht auf ein faires, rechtstaatliches Verfahren - ist mit Verfassungsrang versehen und im Sinne des Art. 6(2) EMRK Bestandteil des deutschen Rechts im Range eines Bundesgesetzes, vgl. BVerfGE 19, 342 (347); 22, 254(260); 25, 327, 331).
Der AGH hat auch bei dem Verfahren selbst keine Anhaltspunkte gesehen, einen Prozeßpfleger oder Pflichtverteidiger einzusetzen, und hat selbst eine Prozeßunfähigkeit nicht angenommen.

Der AGH hat auch nicht  im übrigen die Eingaben und Einwände erfaßt und ist gehörversagend auch nicht darauf eingegangen, daß durchgehend die Gerichte mich in vielen Verfahren als Pflichtver-teidiger oder PKH-Anwalt beiordneten, ohne irgendwelche Bedenken zu haben. Auch die Bestellung zum OLG-Anwalt widerlegt letztlich ebenso die RAK-Vorwürfe wie die Verlängerung des Anwalts-ausweises.

Der AGH hat auch keine Anhaltspunkte für ein öffentliches Interesse am Zulassungsentzug konkret dargelegt und sich auch nicht mit dem Umstand befaßt, daß ich ausweislich der vielen Intervenienten, die Teil der Öffentlichkeit und vom Zulassungsentzug zu ihrem Schaden betroffen sind, durchgehend Rechtsvertretungen vornehme, die im öffentlichen Interesse liegen. Vielmehr hat er meinen Mandan-ten mit der angefochtenen Entscheidung vom 17.6.2005 das Recht der freien Anwaltswahl abge-sprochen, indem er ihnen die Auswahl auf diejenigen Anwälte beschränkte, die der Exekutive ge-nehm sind. Das rechtliche Gehör ist dadurch verletzt, daß die Eingaben und Rügen nicht erfaßt und dementsprechend nicht behandelt wurden.

Ich beschwere mich wiederholend über den Streitwert. Er ist unangemessen und unverhältnismäßig, da er mehr als das Zehnfache des Kanzleiwerts beträgt, s. beigefügte Steuererklärung 2004 Auszug, und kein  Fall bekannt ist, der vergleichbar mit solchem Streitwert operiert, der überdies nicht einmal begründet ist. Gegenteilig wird, arg. Rechtsanwendungsgleichheit aus Art. 3 GG und BVerfGE 81, 347<356ff.>, bei Statusfragen vor den Verwaltungsgerichten der Regelstreitwert zwischen 5.000 und 8.000 € angenommen.

                                              (Claus Plantiko) Rechtsanwalt       

